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2120

Bekanntmachung des Inkrafttretens des Staats-
vertrages über die Errichtung und den Betrieb des 

elektronischen Gesundheitsberuferegisters als 
 gemeinsame Stelle der Länder zur Ausgabe 

 elektronischer Heilberufs- und Berufsausweise 
 sowie zur Herausgabe der Komponenten zur 
 Authentifi zierung von Leistungserbringer-

institutionen 
(eGBR-Staatsvertrag – eGBRStVtr)

Nachdem am 24. Juli 2023 alle Ratifi kationsurkunden 
bei der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Sitzland) hinterlegt waren, ist der Staatsvertrag gemäß 
seines Artikels 11 Absatz 1 Satz 2 am 1. August 2023 in 
Kraft getreten. 

Düsseldorf, 8. August 2023

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

Hendrik  W ü s t, MdL

– GV. NRW. 2023 S. 1034

2120

Verordnung zum Nachweis der Zuverlässigkeit, 
der gesundheitlichen Eignung und zur Prüfung 

der Sprachkenntnisse bei der Berufszulassung der 
Gesundheitsfachberufe in Nordrhein-Westfalen
(Nachweis- und Sprachprüfverordnung Gesund-
heitsfachberufe NRW – GBerNachwVO NRW)1

Vom 7. August 2023

Auf Grund des §  1a Absatz  1 und des §  3 des Gesund-
heitsfachberufegesetzes NRW vom 18. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 930), von denen § 1a Absatz 1 durch Arti-
kel  3 Nummer  1 Buchstabe a des Gesetzes vom 8. No-
vember 2022 (GV. NRW. S.  975) und §  3 Satz  2 bis 5 
durch Artikel  3 Nummer  2 des Gesetzes vom 26. April 
2016 (GV. NRW. S.  230) eingefügt worden ist, verordnet 
das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales:

§ 1

Antrag auf Erteilung der Berufserlaubnis 

Für die Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufs-
bezeichnung in einem Gesundheitsfachberuf nach den 
§§  5 und 6 der Zuständigkeitsverordnung Heilberufe 
vom 20. Mai 2008 (GV. NRW. S. 458) in der jeweils gel-
tenden Fassung legt die antragstellende Person der zu-
ständigen Behörde zum Nachweis der Voraussetzungen 
nach den Berufsgesetzen neben dem staatlichen Prü-
fungszeugnis einer im Inland abgeschlossenen Berufs-
ausbildung oder dem Bescheid über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit einer im Ausland erworbenen Berufs-
qualifi kation folgende Unterlagen vor:

1.  Nachweise nach § 2, dass sich die antragstellende Per-
son nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus 
dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung des Be-
rufs ergibt, 

2.  Nachweise nach §  3, dass die antragstellende Person 
nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des 
Berufs ungeeignet ist und

1 Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualifi kationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, 
S. 22; L 271 vom 16.10.2017, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 
3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115; L 177 vom 8.7.2015, S. 60; 
L268 vom 15.10.2015, S. 35; L 95 vom 9.4.2016, S. 20), die zuletzt durch 
den Delegierten Beschluss (EU) 2021/2183 (ABl. L 444 vom 10.12.2021, 
S. 16) geändert worden ist.

3.  Nachweise nach §  4, dass die antragstellende Person 
über die für die Ausübung des Berufs erforderlichen 
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt.

§ 2
Nachweis der Zuverlässigkeit

(1) Als Nachweise über die Zuverlässigkeit werden Be-
scheinigungen über das Nichtvorliegen eines schwerwie-
genden berufsaufsichtsrechtlich relevanten Verhaltens 
oder einer Verurteilung wegen strafbarer Handlungen an-
erkannt, die von den zuständigen Behörden in Deutsch-
land, des Herkunftsstaates oder des Staates, in dem die 
antragstellende Person innerhalb der letzten fünf Jahre 
mindestens sechs Monate ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte, ausgestellt wurden und die belegen, dass die Erfor-
dernisse für die Aufnahme des Berufes erfüllt werden. In 
der Regel ist hierzu ein erweitertes Führungszeugnis oder 
ein Auszug aus dem Strafregister vorzulegen. 

(2) Werden in dem anderen europäischen Staat oder 
Drittstaat die in Absatz  1 genannten Bescheinigungen 
nicht ausgestellt, sollen sie durch eine eidesstattliche Er-
klärung ersetzt werden, die die antragstellende Person 
vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
einem Notar oder einer Berufsorganisation des anderen 
Staates abgegeben hat. Die Berufsorganisation muss 
staatlich dazu bevollmächtigt sein, eine Bescheinigung 
ausstellen zu können, die eine eidesstattliche Erklärung 
bestätigt. Die eidesstattliche Erklärung muss enthalten, 
dass die antragstellende Person in der Vergangenheit 
nicht strafrechtlich verurteilt wurde und zurzeit kein Er-
mittlungs- oder Strafverfahren gegen die antragstellende 
Person anhängig ist.

(3) Wird in dem anderen europäischen Staat oder Dritt-
staat eine eidesstattliche Erklärung nicht ausgestellt, soll 
sie durch eine feierliche Erklärung ersetzt werden, die 
die antragstellende Person vor einer zuständigen Justiz- 
oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder einer Be-
rufsorganisation des anderen Staates abgegeben hat. Die 
Berufsorganisation muss staatlich dazu bevollmächtigt 
sein, eine Bescheinigung ausstellen zu können, die eine 
feierliche Erklärung bestätigt.

(4) Werden in dem anderen europäischen Staat oder 
Drittstaat eine eidesstattliche oder feierliche Erklärung 
nicht ausgestellt, hat die betreffende Person die Erklä-
rung vor einer zuständigen Stelle oder gegebenenfalls 
vor einem Notar in Deutschland abzugeben.

(5) Die vorzulegenden Unterlagen dürfen bei Antragstel-
lung nicht älter als drei Monate sein. Bei ausländischen 
Berufsabschlüssen gilt der Antrag auf Gleichwertig-
keitsfeststellung der berufl ichen Qualifi kation als An-
tragstellung im Sinne dieser Frist. Sollte das Verfahren 
auf Gleichwertigkeitsfeststellung länger als sechs Mo-
nate dauern, ist über den Zeitraum ab Antragstellung 
ein weiterer Nachweis der Zuverlässigkeit zu erbringen. 

§ 3
Nachweis der gesundheitlichen Eignung

(1) Der Nachweis, dass die antragstellende Person geis-
tig und körperlich zur Ausübung des Berufs nicht unge-
eignet ist, ist durch eine ärztliche Bescheinigung für die 
Ausübung des Berufs zu erbringen.

(2) Der Nachweis nach Absatz 1 kann auch durch einen 
Arzt oder eine Ärztin im Herkunftsstaat oder am Sitz 
des gewöhnlichen Aufenthaltsorts erbracht werden.

(3) Die vorzulegende Bescheinigung darf bei Antragstel-
lung nicht älter als drei Monate sein. Bei ausländischen 
Berufsabschlüssen gilt der Antrag auf Gleichwertig-
keitsfeststellung der berufl ichen Qualifi kation als An-
tragstellung im Sinne dieser Frist. 

§ 4
Nachweis der Sprachkenntnisse

(1) Die Angehörigen der Gesundheitsfachberufe müssen 
sich im Umgang mit zu behandelnden Personen so spon-
tan und fl ießend verständigen können, dass sie in der Lage 
sind, die zu behandelnden Personen sowie deren Angehö-
rige inhaltlich ohne wesentliche Rückfragen zu verstehen 
und über die notwendige Behandlung sowie die verschie-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 24 vom 25. August 2023 1035

denen Aspekte der Versorgung zu informieren. In der Zu-
sammenarbeit mit Kolleginnen und Kollegen, mit Ange-
hörigen anderer Berufe sowie Hilfspersonen müssen sie 
sich so klar und detailliert ausdrücken können, dass ein 
fachlicher Austausch möglich ist und wechselseitige Miss-
verständnisse sowie hierauf beruhende fehlerhafte Thera-
pien und Versorgung der zu behandelnden Person ausge-
schlossen sind. Dabei müssen sie die deutsche Sprache 
angemessen lesen und schreiben können, um Dokumen-
tationen ordnungsgemäß führen beziehungsweise erfassen 
zu können.

(2) Die antragstellende Person muss spätestens bei Er-
teilung der Berufserlaubnis über die Kenntnisse der 
deutschen Sprache verfügen, die nach Absatz 1 für eine 
umfassende Tätigkeit in dem jeweiligen Gesundheits-
fachberuf notwendig sind. Die für die Ausübung des Be-
rufes erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache 
gelten als nachgewiesen:

a)  in der Regel durch Vorlage eines entsprechenden Zer-
tifi kats auf Grundlage des Niveaus nach dem Gemein-
samen Europäischen Referenzrahmen (GER) über 
Fachsprachenkenntnisse orientiert am Sprachniveau 
B 2 beziehungsweise bei Antragstellung nach dem Ge-
setz über den Beruf des Logopäden vom 7. Mai 1980 
(BGBl. I S. 529), in der jeweils geltenden Fassung, ori-
entiert am Sprachniveau C 2. Das Sprachzertifi kat 
oder deutsche Sprachdiplom muss von einem zuver-
lässigen Anbieter erteilt werden und die Testverfahren 
und Testmethodik die Kriterien des gemeinsamen eu-
ropäischen Referenzrahmens für Sprachen erfüllen. 

b)  bei antragstellenden Personen, die Deutsch als Mutter-
sprache beherrschen oder eine Ausbildung in einem 
Gesundheitsfachberuf in deutscher Sprache erfolgreich 
abgeschlossen haben oder

c)  wenn die antragstellende Person den Abschluss einer 
mindestens zehnjährigen allgemeinbildenden Schul-
bildung an einer deutschsprachigen Schule oder den 
Abschluss einer anderen mindestens dreijährigen, be-
rufsnahen Berufsausbildung in deutscher Sprache er-
worben hat.

(3) Sofern der Nachweis nicht nach Absatz  2 als er-
bracht gilt, gelten die für die Berufsausübung erforder-
lichen Sprachkenntnisse durch Vorlage einer Bescheini-
gung über einen erfolgreich abgelegten Sprachtest, der 
nicht länger als drei Jahre zurückliegen darf, als nachge-
wiesen. Die Mindestanforderungen für den Sprachtest 
ergeben sich aus der Anlage zu dieser Verordnung. 

(4) Andere als in den Absätzen 2 und 3 vorgesehene 
Nachweise werden anerkannt, wenn sie geeignet sind, 
die Sprachkenntnisse gemäß Absatz 1 zu belegen. Bei der 
Beurteilung ist aus den Gründen des Schutzes der Pati-
entinnen und Patienten ein strenger Maßstab anzulegen. 

(5) Der Test nach Absatz 3 darf im Hinblick auf Artikel 53 
Absatz 3 Satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 
über die Anerkennung von Berufsqualifi kationen (ABl. 
L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007 S. 18; 
L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 
vom 24.10.2014, S. 115; L 177 vom 8.7.2015, S. 60; L 268 
vom 15.10.2015, S. 35; L 95 vom 9.4.2016, S. 20), die zu-
letzt durch den Delegierten Beschluss (EU) 2021/2183 
(ABl. L 444 vom 10.12.2021, S.  16) geändert worden ist, 
erst nach Anerkennung der Berufsqualifi kation durchge-
führt werden.

§ 5
Form der vorzulegenden Unterlagen

(1) Die Unterlagen nach den §§ 2 bis 4 sind der zustän-
digen Stelle grundsätzlich in Form von Kopien vorzule-
gen oder elektronisch zu übermitteln. Sollte es sich dabei 
nicht um eine Bescheinigung in deutscher Sprache han-
deln, ist eine Übersetzung vorzulegen. Die Übersetzun-
gen sind von öffentlich bestellten oder beeidigten Dol-
metscherinnen und Dolmetschern oder Übersetzerinnen 
und Übersetzern erstellen zu lassen. Die Behörde kann 
nach eigenem Ermessen auf eine Übersetzung verzichten. 

(2) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder 
der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen, 
kann die zuständige Behörde die antragstellende Person 

auffordern, innerhalb einer angemessenen Frist Origi-
nale, beglaubigte Kopien oder weitere geeignete Unter-
lagen vorzulegen. Begründete Zweifel sind relevante, 
konkrete Umstände des Einzelfalls, die geeignet sind, die 
inhaltliche Richtigkeit oder die Echtheit der vorgelegten 
Unterlagen in Frage zu stellen. 

(3) Die zuständige Behörde kann von der Stelle, die die 
Unterlagen zum Nachweis gemäß der §§  2 bis 4 ausge-
stellt hat, eine Bestätigung verlangen, aus der sich die 
Echtheit oder inhaltliche Richtigkeit der vorgelegten 
Unterlagen ergibt. Im Übrigen ist nach den für den je-
weiligen Gesundheitsfachberuf maßgeblichen berufs-
rechtlichen Regelungen zu verfahren. 

§ 6
Unechte oder verfälschte Unterlagen

Im Fall der Vorlage unechter oder verfälschter Zeugnisse 
und Unterlagen durch die antragstellende Person ist die 
zuständige Behörde nach § 8 Absatz 1 und 3 des Gesund-
heitsfachberufegesetzes NRW verpfl ichtet, die zuständi-
gen Stellen der übrigen Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union oder weiteren Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum über das 
Binnenmarkt-Informationssystem (International Market 
Information System, IMI) über die Identität der betref-
fenden Person zu informieren. Davon unabhängig bleibt 
die Einleitung strafrechtlicher und berufsrechtlicher 
Maßnahmen. 

§ 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft und mit Ablauf des 1. März 2028 außer Kraft.

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
tritt die Verordnung zur Durchführung der Prüfung von 
Sprachkenntnissen nach der Richtlinie 2005/36/EG und 
für Drittstaatenangehörige für den Bereich der nicht-
akademischen Heilberufe vom 20. November 2007 (GV. 
NRW. S. 572) außer Kraft.

Düsseldorf, den 7. August 2023

Der Minister für
Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n 
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Anlage zu § 4 Absatz 3 GBerNachwVO NRW 
 
Verfahrensgrundsätze der Prüfungskommissionen zur Ermittlung von Sprachkenntnissen  
 
Die zur Durchführung der Fachsprachenprüfungen nach den Regelungen der 
Zuständigkeitsverordnung Heilberufe vom 20. Mai 2008 (GV. NRW. S. 458) in der jeweils 
geltenden Fassung, zuständige Behörde, hat die folgenden Regelungen zu beachten: 
 
1. Prüfungskommission 

1.1 Die für die Überprüfung von Sprachkenntnissen zuständige Behörde bestellt die 
Prüfungskommission für die Sprachprüfung. 
1.2 Eine Prüfungskommission besteht aus zwei Mitgliedern. Mindestens ein Mitglied der 

Prüfungskommission muss einem Gesundheitsfachberuf angehören. Die Mitglieder 
sollen Deutsch als Muttersprache beherrschen oder über eine in Deutschland erteilte 
Berufserlaubnis und mehrjährige Berufserfahrung in Deutschland verfügen. 

1.3 Der jeweiligen Prüfungskommission obliegt es festzustellen, ob die Antragstellerinnen 
und Antragsteller über die für die Berufsausübung notwendigen Deutschkenntnisse 
verfügen. In der Fachsprachenprüfung werden vor allem das Hörverstehen sowie der 
mündliche und schriftliche Ausdruck überprüft. Das Fachwissen darf in diesem 
Zusammenhang nicht überprüft werden. 

 
2. Verfahren 
2.1 Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium ist berechtigt, an den 
Überprüfungen und an den Beratungen über die Ergebnisse teilzunehmen. 
2.2 Die Mitglieder der Kommission sowie die berechtigten Personen sind zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. 
2.3 Die antragstellende Person wird zur Fachsprachenprüfung geladen, nachdem sie die 
Zahlung der entsprechenden Gebühr nachgewiesen hat. 
2.4 Die Fachsprachenprüfung findet als Einzelprüfung statt und umfasst 

a) ein simuliertes Patientengespräch (20 Minuten ohne Vorbereitungszeit), 
b) ein interkollegiales Gespräch (20 Minuten ohne Vorbereitungszeit) und 
c) das Anfertigen eines in der jeweiligen Berufsausübung üblicherweise 

vorkommenden Schriftstückes (beispielsweise Planung und Dokumentationen der 
Handlungen) (20 Minuten ohne Vorbereitungszeit). 

Die Bewertung erfolgt durch zwei Prüfer im Einvernehmen.  
2.5 Die Sitzungen der Prüfungskommission sind nicht öffentlich. Die Fachsprachenprüfung 
ist erfolgreich abgelegt, wenn die Kommission zu der Feststellung gelangt ist, dass die jeweils 
unter § 4 Absatz 1 dargestellten Sprachanforderungen erfüllt sind. Sie trifft ihre 
Feststellungen einvernehmlich.  
2.6 Über die Fachsprachenprüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, in der das Ergebnis 
eingehend begründet wird. Werden der Ablauf der Fachsprachenprüfung und die Ergebnisse 
auf einem standardisierten, von der Überprüfungskommission unterzeichneten 
Bewertungsbogen dokumentiert, ist eine weitere Niederschrift entbehrlich. 
2.7 Können ausreichende Sprachkenntnisse nicht festgestellt werden, wird dies der 
antragstellenden Person schriftlich mitgeteilt. 
2.8 Die Anzahl der Wiederholungsmöglichkeiten ist nicht begrenzt. Wird die 
Fachsprachenprüfung wiederholt, muss sie als Ganzes wiederholt werden. 
 

– GV. NRW. 2023 S. 1034
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 301

Sechzehnte Verordnung zur Änderung der 
eAkten-Verordnung in Zivil- und Familiensachen

Vom 11. August 2023

Auf Grund des § 298a Absatz 1 Satz 2 bis 4 der Zivilpro-
zessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I 
S.  1781), dessen Sätze 2 und 3 durch Artikel  11 Num-
mer  4 Buchstabe a und dessen Satz  4 durch Artikel  11 
Nummer  4 Buchstabe a und b des Gesetzes vom 5. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2208) geändert worden ist, und des § 14 
Absatz 4 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2586, 
2587), dessen Sätze 1 und 2 zuletzt durch Artikel  13 
Nummer 3 Buchstabe a, dessen Satz 3 durch Artikel 13 
Nummer 3 Buchstabe a, dessen Satz 4 zuletzt durch Ar-
tikel 13 Nummer 3 Buchstabe a und c des Gesetzes vom 
5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2208) geändert und dessen Satz 5 
durch Artikel 9 Nummer 1 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 2019 (BGBl.  I S. 2633) eingefügt worden ist, in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 2 Satz 1 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30), 
der zuletzt durch Gesetz vom 23. Februar 2022 (GV. 
NRW. S. 254) geändert worden ist, verordnet das Ministe-
rium der Justiz:

Artikel 1

In der eAkten-Verordnung in Zivil- und Familiensachen 
vom 16. Oktober 2018 (GV. NRW. S.  578), die zuletzt 
durch Verordnung vom 9. Mai 2023 (GV. NRW. S. 260) ge-
ändert worden ist, erhält die Anlage 2 die aus dem An-
hang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2023 in Kraft.

Düsseldorf, den 11. August 2023

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Benjamin  L i m b a c h
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Anlage 2

Nr. Gericht Verfahren Datum
Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

05.12.20221. Amtsgericht 
Ahaus

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

27.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

13.02.20232. Amtsgericht 
Ahlen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

3. Amtsgericht 
Altena

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

02.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

09.05.20224. Amtsgericht 
Arnsberg

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.20235. Amtsgericht 
Bad Oeynhausen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.2024

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

16.01.20236. Amtsgericht 
Beckum

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.20237. Amtsgericht 
Bergheim

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.2023

8. Amtsgericht 
Bergisch-Gladbach

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

15.04.2024

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.20229. Amtsgericht 
Bielefeld

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

21.11.202210. Amtsgericht 
Blomberg

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

14.08.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.202311. Amtsgericht 
Bocholt

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.202212. Amtsgericht 
Bochum

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

06.02.2023

13. Amtsgericht 
Bonn

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

13.11.2023
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Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

07.11.202214. Amtsgericht 
Borken

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

10.07.202315. Amtsgericht 
Bottrop

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

06.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

15.01.202416. Amtsgericht 
Brakel 

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

05.02.2024

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.202317. Amtsgericht 
Brilon

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

21.11.2022

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.03.202318. Amtsgericht 
Brühl

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.08.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.10.202319. Amtsgericht
Castrop-Rauxel

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

06.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.01.202320. Amtsgericht 
Coesfeld

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.2023

21. Amtsgericht 
Delbrück

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

27.02.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.202222. Amtsgericht
Detmold

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

03.10.2022

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.10.202223. Amtsgericht 
Dinslaken

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.01.2023

24. Amtsgericht 
Dorsten

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

19.06.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.07.202225. Amtsgericht
Dülmen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

08.05.2023

26. Amtsgericht 
Düren 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

03.04.2023

27. Amtsgericht 
Düsseldorf

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

02.05.2022

28. Amtsgericht 
Duisburg

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.10.2022
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Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.10.2022

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.202329. Amtsgericht
Duisburg-Hamborn

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.07.2023

30. Amtsgericht 
Duisburg-Ruhrort

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

16.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.202331. Amtsgericht
Emmerich am Rhein

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.07.2023

32. Amtsgericht 
Erkelenz

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.11.2022

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

09.05.202233. Amtsgericht
Essen

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.01.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.10.202334. Amtsgericht
Essen-Borbeck

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

15.01.2024

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

24.04.202335. Amtsgericht 
Essen-Steele

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

23.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.03.202336. Amtsgericht 
Euskirchen

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.10.202237. Amtsgericht 
Geldern

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

20.02.2023

38. Amtsgericht 
Gelsenkirchen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

29.08.2022

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

10.10.202239. Amtsgericht 
Gladbeck

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.03.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.202340. Amtsgericht
Grevenbroich

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.01.202341. Amtsgericht 
Gronau

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

27.11.2023

42. Amtsgericht
Gummersbach

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.02.2023
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Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.07.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

09.05.202243. Amtsgericht 
Hamm

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

22.08.2022

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

27.11.202344. Amtsgericht
Hattingen

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

27.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.07.202245. Amtsgericht
Heinsberg

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.2023

46. Amtsgericht
Herne

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

06.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.202347. Amtsgericht 
Herne-Wanne

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

20.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

07.11.202248. Amtsgericht 
Höxter

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.05.2025

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

04.10.202349. Amtsgericht
Ibbenbüren

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

04.10.2023

50. Amtsgericht 
Iserlohn

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

02.05.202351. Amtsgericht 
Kamen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

04.12.2023

52. Amtsgericht 
Kempen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.07.2022

53. Amtsgericht 
Kerpen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

27.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

30.01.202354. Amtsgericht 
Köln

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

15.01.2024

55. Amtsgericht
Königswinter

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

23.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.202256. Amtsgericht 
Krefeld 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

57. Amtsgericht Langen-
feld

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

02.05.2023
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Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

21.11.202258. Amtsgericht 
Lemgo

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

30.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.01.202359. Amtsgericht 
Lennestadt

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

13.03.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

18.01.202160. Amtsgericht 
Leverkusen

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.09.2021

61. Amtsgericht 
Lippstadt 

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

28.08.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.202362. Amtsgericht 
Lübbecke

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

63. Amtsgericht
Lüdenscheid

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

23.10.2023

64. Amtsgericht 
Lüdinghausen

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.01.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

06.02.202365. Amtsgericht 
Lünen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

02.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

05.06.202366. Amtsgericht 
Marl 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

30.10.2023

67. Amtsgericht
Marsberg

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

02.10.2023

68. Amtsgericht 
Medebach

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.2023

69. Amtsgericht
Menden

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

13.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

21.11.202270. Amtsgericht 
Meschede

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

16.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.10.202271. Amtsgericht 
Mettmann

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.07.202372. Amtsgericht 
Minden 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2024

73. Amtsgericht 
Moers

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.10.2022
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Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.10.202274. Amtsgericht 
Mönchengladbach

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.09.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.07.202375. Amtsgericht 
Mönchengladbach-
Rheydt Sämtliche Verfahren gemäß § 271 

FamFG
01.07.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.202376. Amtsgericht
Mülheim an der Ruhr

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

08.05.202377. Amtsgericht 
Münster

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

08.05.2023

78. Amtsgericht 
Neuss

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

07.11.2022

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.09.202379. Amtsgericht 
Oberhausen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.09.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

21.11.202280. Amtsgericht 
Paderborn

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

20.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.202381. Amtsgericht 
Plettenberg

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

18.01.202182. Amtsgericht 
Recklinghausen

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

22.05.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.07.202283. Amtsgericht 
Remscheid

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.11.2022

84. Amtsgericht
Rheda-Wiedenbrück

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2022

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

30.12.202285. Amtsgericht 
Rheinbach

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

18.01.202186. Amtsgericht 
Rheinberg

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.03.2023

87. Amtsgericht 
Rheine 

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

21.08.2023
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Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.09.202288. Amtsgericht
Schleiden

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

15.01.2023

89. Amtsgericht
Schmallenberg

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2024

90. Amtsgericht 
Schwelm

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.07.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

11.04.202291. Amtsgericht
Schwerte

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.10.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

06.03.202392. Amtsgericht 
Siegburg

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.01.2024

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

30.05.202293. Amtsgericht 
Siegen

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

27.03.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.09.202394. Amtsgericht 
Soest

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

16.10.2023

95. Amtsgericht 
Solingen

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.08.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

23.10.202396. Amtsgericht 
Steinfurt

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

23.10.2023

97. Amtsgericht 
Tecklenburg

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

17.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.07.202398. Amtsgericht 
Unna

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

06.11.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.07.202299. Amtsgericht
Velbert

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.01.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.09.2022100. Amtsgericht
Viersen

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.05.2023

101. Amtsgericht 
Waldbröl

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

07.06.2022

102. Amtsgericht Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

06.03.2023
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Warburg Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

15.01.2024

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.2023103. Amtsgericht 
Warendorf

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

21.11.2022104. Amtsgericht 
Warstein

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.05.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

27.02.2023105. Amtsgericht
Werl

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.05.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.2023106. Amtsgericht 
Wermelskirchen

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.01.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.10.2022107. Amtsgericht
Wesel

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.02.2023108. Amtsgericht 
Wipperfürth

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.04.2023

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG

01.01.2023109. Amtsgericht
Wuppertal

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 
Nr. 4 FamFG

01.04.2023

– GV. NRW. 2023 S. 1037
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Verordnung zur Änderung 
der eAkten-Einführungszeitpunktverordnung 

Straf- und Bußgeldverfahren

Vom 4. August 2023

Auf Grund des § 32 Absatz 1 Satz 2 und 3 der Strafpro-
zeßordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), der durch Artikel 1 
Nummer  2 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl.  I 
S.  2208) eingefügt worden ist, sowie auf Grund des 
§  110a Absatz  2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 
1987 (BGBl. I S. 602), der zuletzt durch Artikel 8 Num-
mer 13 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl.  I S.  2208) 
neu gefasst worden ist, jeweils in Verbindung mit § 1 der 
Verordnung über die Ermächtigung des Ministeriums der 
Justiz zum Erlass von Rechtsverordnungen zur elektro-
nischen Aktenführung in Ordnungswidrigkeitsverfahren, 
Strafverfahren und Strafvollzugsverfahren vom 10. März 
2020 (GV. NRW. S.  182) verordnet das Ministerium der 
Justiz:

Artikel 1

In der eAkten-Einführungszeitpunktverordnung Straf- 
und Bußgeldverfahren vom 3. Juli 2023 (GV. NRW. 
S. 486) erhält die Anlage die aus dem Anhang zu dieser 
Verordnung ersichtliche Fassung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 2023 in Kraft.

Düsseldorf, den 4. August 2023

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Benjamin  L i m b a c h
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Anlage

Gericht/Staatsanwaltschaft
Staatsanwaltschaft Aachen
Staatsanwaltschaft Arnsberg
Staatsanwaltschaft Bonn
Staatsanwaltschaft Dortmund
Staatsanwaltschaft Duisburg
Staatsanwaltschaft Düsseldorf
Staatsanwaltschaft Essen
Staatsanwaltschaft Hagen
Staatsanwaltschaft Kleve
Staatsanwaltschaft Köln
Staatsanwaltschaft Mönchengladbach
Staatsanwaltschaft Paderborn
Staatsanwaltschaft Siegen
Staatsanwaltschaft Wuppertal
Generalstaatsanwaltschaft Düsseldorf
Generalstaatsanwaltschaft Hamm
Generalstaatsanwaltschaft Köln
Amtsgericht Aachen
Amtsgericht Arnsberg
Amtsgericht Bergisch Gladbach
Amtsgericht Bonn
Amtsgericht Brilon
Amtsgericht Brühl
Amtsgericht Dinslaken
Amtsgericht Dorsten
Amtsgericht Duisburg
Amtsgericht Duisburg-Hamborn
Amtsgericht Duisburg-Ruhrort
Amtsgericht Düren
Amtsgericht Düsseldorf
Amtsgericht Eschweiler
Amtsgericht Essen
Amtsgericht Euskirchen
Amtsgericht Gelsenkirchen
Amtsgericht Gladbeck
Amtsgericht Grevenbroich
Amtsgericht Gummersbach
Amtsgericht Hamm
Amtsgericht Höxter
Amtsgericht Iserlohn
Amtsgericht Leverkusen
Amtsgericht Lippstadt
Amtsgericht Lüdenscheid
Amtsgericht Menden
Amtsgericht Meschede
Amtsgericht Mettmann
Amtsgericht Moers
Amtsgericht Monschau
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Amtsgericht Mönchengladbach-
Rheydt
Amtsgericht Mülheim an der Ruhr
Amtsgericht Neuss
Amtsgericht Oberhausen
Amtsgericht Olpe
Amtsgericht Remscheid
Amtsgericht Rheinberg
Amtsgericht Siegburg 
Amtsgericht Siegen
Amtsgericht Soest
Amtsgericht Solingen
Amtsgericht Velbert
Amtsgericht Waldbröl
Amtsgericht Warburg
Amtsgericht Warstein
Amtsgericht Wesel
Amtsgericht Wipperfürth
Amtsgericht Wuppertal
Landgericht Aachen
Landgericht Bonn
Landgericht Duisburg
Landgericht Düsseldorf
Landgericht Mönchengladbach
Landgericht Wuppertal
Oberlandesgericht Düsseldorf
Oberlandesgericht Köln

– GV. NRW. 2023 S. 1046
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Dritte Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Ermittlungspersonen 

der Staatsanwaltschaft

Vom 8. August 2023

Auf Grund des § 152 Absatz 2 Satz 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl.  I S.  2606) 
geändert worden ist, verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

Die Verordnung über die Ermittlungspersonen der 
Staatsanwaltschaft vom 30. April 1996 (GV. NRW. 
S.  180), die zuletzt durch Verordnung vom 16. Februar 
2016 (GV. NRW. S.  120) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

   „1.  bei der Bundesfi nanzverwaltung:

    a)  im Prüfungsdienst, bei den Kontroll-
einheiten der Hauptzollämter und im 
Grenzabfertigungsdienst:

     aa)  Oberregierungsrätinnen und 
Oberregierungsräte,

     bb)  Regierungsrätinnen und Regie-
rungsräte,

     cc)  Zolloberamtsrätinnen und Zoll-
oberamtsräte,

     dd)  Zollamtsrätinnen und Zollamts-
räte,

     ee)  Zollamtfrauen und Zollamtmän-
ner,

     ff)  Zolloberinspektorinnen und Zoll-
oberinspektoren,

     gg)  Zollinspektorinnen und Zoll-
inspektoren, 

     hh)  Zollbetriebsinspektorinnen und 
Zollbetriebsinspektoren,

     ii)  Zollamtsinspektorinnen und 
Zollamtsinspektoren,

     jj)  Zollhauptsekretärinnen und 
Zollhauptsekretäre,

     kk)  Zollobersekretärinnen und Zoll-
obersekretäre sowie

     ll)  Zollsekretärinnen und Zollsekre-
täre sowie

    b)  darüber hinaus bei den Kontrolleinhei-
ten der Hauptzollämter:

     aa)  Regierungsdirektorinnen und 
 Regierungsdirektoren, 

     bb)  Regierungsoberrätinnen und 
 Regierungsoberräte,

     cc)  Regierungsoberamtsrätinnen und 
Regierungsoberamtsräte,

     dd)  Regierungsamtsrätinnen und 
 Regierungsamtsräte,

     ee)  Regierungsamtsfrauen und 
 Regierungsamtsmänner,

     ff)  Regierungsoberinspektorinnen 
und Regierungsoberinspektoren,

     gg)  Regierungsinspektorinnen und 
Regierungsinspektoren, 

     hh)  Zollschiffsbetriebsinspektorinnen 
und Zollschiffbetriebsinspekto-
ren, 

     ii)  Regierungsamtsinspektorinnen 
und Regierungsamtsinspektoren,

     jj)  Zollschiffsamtsinspektorinnen 
und Zollschiffsamtsinspektoren,

     kk)  Regierungshauptsekretärinnen 
und Regierungshauptsekretäre,

     ll)  Zollschiffshauptsekretärinnen 
und Zollschiffshauptsekretäre,

     mm)  Regierungsobersekretärinnen 
und Regierungsobersekretäre, 

     nn)  Zollschiffsobersekretärinnen und 
Zollschiffsobersekretäre, 

     oo)  Regierungssekretärinnen und Re-
gierungssekretäre sowie

     pp)  Zollschiffssekretärinnen und 
Zollschiffssekretäre sowie“.

  bb)  Nummer 2 wird wie folgt geändert:

   aaa)  In Buchstabe q wird nach dem Wort 
„Kriminalmeister“ das Wort „und“ 
durch das Wort „sowie“ ersetzt.

   bbb)  In Buchstabe r wird nach dem Wort „Po-
lizeimeister“ das Wort „sowie“ einge-
fügt.

  cc)  Nummer 3 wird wie folgt geändert:

   aaa)  In Buchstabe j wird nach dem Wort 
„Forstassistenten“ das Wort „und“ durch 
das Wort „sowie“ ersetzt.

   bbb)  In Buchstabe k wird nach dem Wort 
„wahrnehmen“ das Wort „, und“ einge-
fügt.

  dd)  In Nummer 4 Buchstabe l wird der Punkt am 
Ende durch das Wort „und“ ersetzt.

  ee)  Folgende Nummer 5 wird angefügt:

   „5.  bei der Landesfi nanzverwaltung:

    a)  Tarifbeschäftigte der Finanzämter für 
Steuerstrafsachen und Steuerfahn-
dung, soweit sie Aufgaben der Steuer-
fahndung in Steuerstrafsachen wahr-
nehmen, sowie

    b)  Tarifbeschäftigte der Finanzämter für 
Steuerstrafsachen und Steuerfahn-
dung, die im Bereich der forensischen 
Informations- und Kommunikations-
technik oder in einer mit der Telekom-
munikationsüberwachung betrauten 
Stelle Aufgaben im Rahmen von Aus-
kunftsanordnungen, Beweiserhebungen 
oder Beweissicherungen, im Rahmen 
der Auswertung von Papieren oder 
elektronischen Speichermedien oder 
im Rahmen der Telekommunikations-
überwachung wahrnehmen, soweit es 
um solche Aufgaben geht.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Die Eigenschaft als Ermittlungsperson der 
Staatsanwaltschaft besteht nicht, wenn die in Ab-
satz 1

  1.  Nummer  1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
bis cc und Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 
und Nummer  4 Buchstabe a und i genannten 
Personen Leiterinnen oder Leiter einer selbst-
ständigen Dienststelle sind,

  2.  Nummer  1 Buchstabe a Doppelbuchstabe gg 
und Buchstabe b Doppelbuchstabe gg und mm 
bis pp genannten Personen nicht ihre Lauf-
bahnprüfung abgelegt und mindestens ein 
Jahr in einer in dieser Verordnung bezeichne-
ten Beamtengruppe tätig waren,

  3.  Nummer  1 Buchstabe a Doppelbuchstabe kk 
und ll, Nummer 3 Buchstabe i bis k und Num-
mer  5 Buchstabe a genannten Personen nicht 
mindestens vier Jahre in dem der Beamten-
gruppe entsprechenden Dienst oder im Poli-
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zeidienst des Bundes oder des Landes tätig 
sind und das 21. Lebensjahr vollendet haben,

  4.  Nummer 2 Buchstaben a bis d genannten Per-
sonen nicht in einem für die Bearbeitung von 
Strafverfahren zuständigen Dezernat des Lan-
deskriminalamtes Nordrhein-Westfalen oder 
als Kommissariatsleiterin oder Kommissari-
atsleiter einer Kreispolizeibehörde verwendet 
werden, 

  5.  Nummer 2 Buchstabe e bis h genannten Perso-
nen ausschließlich eine Direktion bei einer 
Kreispolizeibehörde leiten oder

  6.  Nummer  5 Buchstabe b genannten Personen 
nicht mindestens zwei Jahre Aufgaben von in 
dieser Verordnung genannten Personen wahr-
genommen und das 21. Lebensjahr vollendet 
haben.“

2.  Die Anmerkung Fn * zu § 2 wird wie folgt gefasst:

  „(Fn *) Anmerkung:

  Solche Regelungen fi nden sich insbesondere in

 1.  §  37 Absatz  1 Satz  2 des Bundeskriminalamtge-
setzes vom 1. Juni 2017 (BGBl.  I S.  1354; 2019 I 
S. 400) in der jeweils geltenden Fassung,

 2.  §  12 Absatz  5 des Bundespolizeigesetzes vom 
19. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2978, 2979) in der je-
weils geltenden Fassung,

 3.  § 52 Satz 2 des Zollfahndungsdienstgesetzes vom 
30. März 2021 (BGBl. I S. 402) in der jeweils gel-
tenden Fassung,

 4.  § 12b und § 31a Absatz 6 des Zollverwaltungsge-
setzes vom 21. Dezember 1992 (BGBl.  I S.  2125; 
1993 I S. 2493) in der jeweils geltenden Fassung,

 5.  § 404 Satz 2 der Abgabenordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61) in der jeweils gel-
tenden Fassung,

 6.  §  21 Absatz 3 Satz 2 des Außenwirtschaftsgeset-
zes vom 6. Juni 2013 (BGBl.  I S. 1482) in der je-
weils geltenden Fassung,

 7.  §  37 Absatz  3 Satz  2 des Marktorganisationsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. 
November 2017 (BGBl.  I S.  3746) in der jeweils 
geltenden Fassung,

 8.  §  20 Absatz  3 Satz  2 des Ausführungsgesetzes 
zum Chemiewaffenübereinkommen vom 2. August 
1994 (BGBl.  I S.  1954) in der jeweils geltenden 
Fassung,

 9.  §  8 Satz  2 des Grundstoffüberwachungsgesetzes 
vom 11. März 2008 (BGBl. I S. 306) in der jeweils 
geltenden Fassung,

 10.  §  148 Absatz  2 des Bundesberggesetzes vom 
13.  August 1980 (BGBl.  I S.  1310) in der jeweils 
geltenden Fassung,

 11.  §  25 Absatz  2 Satz  1 des Bundesjagdgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Sep-
tember 1976 (BGBl. I S. 2849) in der jeweils gel-
tenden Fassung,

 12.  § 63 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Februar 1987 (BGBl.  I S. 602) in der je-
weils geltenden Fassung und

 13.  § 14 Absatz 1 Satz 2 des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes vom 23. Juli 2004 (BGBl. I S. 1842) 
in der jeweils geltenden Fassung.“ 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 8. August 2023

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister der Justiz

Dr. Benjamin  L i m b a c h

– GV. NRW. 2023 S. 1049
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Vierte Verordnung zur Änderung 
der eAkten-Verordnung Sozialgerichtsbarkeit

Vom 8. August 2023

Auf Grund des § 65b Absatz 1 Satz 2 bis 5 des Sozialge-
richtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), dessen Sätze 2 bis 
4 durch Artikel 4 Nummer 3 des Gesetzes vom 22. März 
2005 (BGBl. I S. 837) eingefügt worden sind und dessen 
Satz 5 zuletzt durch Artikel  18 Nummer 2 Buchstabe a 
des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2208) geändert 
worden ist, in Verbindung mit §  1 Absatz  2 Satz  1 des 
Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 
(GV. NRW. S. 30), der zuletzt durch Gesetz vom 23. Feb-
ruar 2022 (GV. NRW. S. 254) geändert worden ist, verord-
net das Ministerium der Justiz:

Artikel 1

In der eAkten-Verordnung Sozialgerichtsbarkeit vom 
30. März 2021 (GV. NRW. S. 395), die zuletzt durch Ver-
ordnung vom 21. April 2023 (GV. NRW S. 234) geändert 
worden ist, erhält die Anlage die aus dem Anhang zu 
dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2023 in Kraft.

Düsseldorf, den 8. August 2023

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Benjamin  L i m b a c h
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Anlage

Nr. Gericht
1. Landessozialgericht

Nordrhein-Westfalen 
2. Sozialgericht Aachen
3. Sozialgericht Detmold
4. Sozialgericht Düsseldorf
5. Sozialgericht Duisburg
6. Sozialgericht Gelsenkirchen
7. Sozialgericht Münster 

– GV. NRW. 2023 S. 1051
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Verordnung über Zuständigkeiten nach dem 
 Stiftungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen

(ZustVO StiftG NRW)

Vom 2. August 2023

Auf Grund des §  2 Absatz  3 Satz  2 in Verbindung mit 
Absatz  2 des Stiftungsgesetzes NRW vom 30. Mai 2023 
(GV. NRW. S. 340) verordnet das Ministerium des Innern: 

§ 1
Übertragung von Befugnissen für Sparkassenstiftungen

Die Stiftungsbehörden sind bei Stiftungsangelegenhei-
ten, an denen Sparkassen nach Abschnitt A des Sparkas-
sengesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. S.  696), 
das zuletzt durch Artikel 58 des Gesetzes vom 1. Februar 
2022 (GV. NRW. S. 122) geändert worden ist, als Stifterin 
beteiligt sind, ohne dass andere öffentliche Stellen nach 
§  2 Absatz  2 Satz  2 des Stiftungsgesetzes NRW vom 
30. Mai 2023 (GV. NRW. S. 340) Mitstifter oder Zustifter 
sind, zuständig für

1.  die Anerkennung sowie weitere Entscheidungen und 
Maßnahmen nach den §§  80 bis 88 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. Januar 2002 (BGBl.  I S.  42, 2909; 2003 I 
S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 72) geändert worden 
ist, und

2.  Entscheidungen und Maßnahmen nach §  6 Absatz  3 
und den §§ 7 bis 9 des Stiftungsgesetzes NRW.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2023 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über Zuständig-
keiten nach dem Stiftungsgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 14. Juli 2020 (GV. NRW. S. 722) au-
ßer Kraft.

Düsseldorf, den 2. August 2023 

Der Minister des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Herbert  R e u l

– GV. NRW. 2023 S. 1052

701

Zweite Verordnung zur Änderung 
der Repräsentative Tarifverträge Verordnung

Vom 9. August 2023

Auf Grund des § 3 Absatz 1 des Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 22. März 2018 (GV. 
NRW. S. 172) verordnet das Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales:

Artikel 1

In der Repräsentative Tarifverträge Verordnung vom 
27.  April 2021 (GV. NRW. S.  454), die durch die Verord-
nung vom 8. März 2023 (GV. NRW. S. 205) geändert wor-
den ist, erhält die Anlage die aus dem Anhang zu dieser 
Verordnung ersichtliche Fassung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 9. August 2023

Der Minister
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n
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Anlage gemäß § 1 Repräsentative Tarifverträge Verordnung vom 27. April 2021

Lfd.
Nr. Tarifvertragsparteien Name des Tarifvertrages und Vertragsabschlussdatum

1. Tarifvertragliche Regelungen im 
Bereich des öffentlichen 
Personenverkehrs auf der Straße

1.1 Kommunaler Arbeitgeberverband 
Nordrhein-Westfalen (KAV NW) 
und Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr 
(ÖTV) und Deutsche Angestellten 
Gewerkschaft (DAG) [heute: 
Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft - ver.di]

Spartentarifvertrag Nahverkehrsbetriebe (TV-N NW) 
vom 25. Mai 2001, in der Fassung des 15. 
Änderungstarifvertrages vom 1. März 2022

1.1.1 Kommunaler Arbeitgeberverband 
Nordrhein-Westfalen (KAV NW) 
und Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft - ver.di

Landesbezirklicher Tarifvertrag über Sonderzahlungen 
zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise 
für die Arbeitnehmer in nordrhein-westfälischen 
Nahverkehrsbetrieben (TV Inflationsausgleich 
Nahverkehr NW 2023) vom 22. Mai 2023

1.2 Kommunaler Arbeitgeberverband 
Nordrhein-Westfalen (KAV NW) 
und DBB Beamtenbund und 
Tarifunion (DBB-Tarifunion)

Spartentarifvertrag Nahverkehrsbetriebe (TV-N NW) 
vom 25. Mai 2001, in der Fassung des 15. 
Änderungstarifvertrages vom 1. März 2022

1.2.1 Kommunaler Arbeitgeberverband 
Nordrhein-Westfalen (KAV NW) 
und DBB Beamtenbund und 
Tarifunion (DBB-Tarifunion)

Landesbezirklicher Tarifvertrag über Sonderzahlungen 
zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise 
für die Arbeitnehmer in nordrhein-westfälischen 
Nahverkehrsbetrieben (TV Inflationsausgleich 
Nahverkehr NW 2023) vom 22. Mai 2023

1.3 Verband Nordrhein-Westfälischer 
Omnibusunternehmen e.V. (NWO) 
und Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft - ver.di

Manteltarifvertrag für die Arbeitnehmer des privaten 
Omnibusgewerbes des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 15. Dezember 2015 in der Fassung vom 9. 
November 2020

1.4 Verband Nordrhein-Westfälischer 
Omnibusunternehmen e.V. (NWO) 
und Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft - ver.di

Lohntarifvertrag für die gewerblichen Arbeitnehmer 
des privaten Omnibusgewerbes des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 9. November 2020

1.5 Verband Nordrhein-Westfälischer 
Omnibusunternehmen e.V. (NWO) 
und Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft - ver.di

Gehaltstarifvertrag für die kaufmännischen und 
technischen Angestellten sowie die Auszubildenden 
des privaten Omnibusgewerbes des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 9. November 2020
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1.6 Verband Nordrhein-Westfälischer 
Omnibusunternehmen e.V. (NWO) 
und Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft - ver.di

Ergänzungstarifvertrag zu § 24 (7) Manteltarifvertrag 
für die Arbeitnehmer des privaten Omnibusgewerbes 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 15. Dezember 
2015, § 6 (3) Lohntarifvertrag für die gewerblichen 
Arbeitnehmer des privaten Omnibusgewerbes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 15. Dezember 2015 
und § 6 (3) Gehaltstarifvertrag für die kaufmännischen 
und technischen Angestellten des privaten 
Omnibusgewerbes des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 15. Dezember 2015 vom 4. Februar 2016

1.7 Verband Nordrhein-Westfälischer 
Omnibusunternehmen e.V. (NWO) 
und Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft - ver.di

Zusatzvereinbarung vom 9. November 2020 zum 
Manteltarifvertrag für die Arbeitnehmer des privaten 
Omnibusgewerbes des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 15. Dezember 2015

1.8 Verband Nordrhein-Westfälischer 
Omnibusunternehmen e.V. (NWO) 
und Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft - ver.di

Tarifvertrag über Inflationsausgleichsprämien (TV 
IAP 2022) vom 20. Dezember 2022

2. Tarifvertragliche Regelungen im 
Bereich des öffentlichen 
Personenverkehrs auf der Schiene

2.1 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Branchentarifvertrag für den 
Schienenpersonennahverkehr in Deutschland 
(Branchen TV SPNV) vom 14. Februar 2011, zuletzt 
geändert am 4. August 2015

2.2 Abellio GmbH, NETINERA 
Deutschland GmbH, BeNEX GmbH, 
Hessische Landesbahn GmbH, 
Keolis Deutschland GmbH & Co. 
KG, Transdev GmbH (G6) und 
Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Branchentarifvertrag für den 
Schienenpersonennahverkehr in Deutschland 
(Branchen TV SPNV) vom 14. Februar 2011, zuletzt 
geändert am 4. August 2015

2.3 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Basistarifvertrag zu den 
Funktionsgruppenspezifischen Tarifverträgen und 
Funktionsspezifischen Tarifverträgen verschiedener 
Unternehmen des DB Konzerns (BasisTV) vom 17. 
September 2020 in der Fassung des 
Änderungstarifvertrages 1/2021 AGV MOVE EVG 
vom 7. Oktober 2021
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2.4 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Tarifvertrag für Nachwuchskräfte verschiedener 
Unternehmen im DB Konzern (NachwuchskräfteTV) 
vom 17. September 2020 in der Fassung des 
Änderungstarifvertrages 1/2021 AGV MOVE EVG 
vom 7. Oktober 2021 

2.5 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 1 - Anlagen- und 
Fahrzeuginstandhaltung - verschiedener Unternehmen 
des DB Konzerns (FGr 1-TV) vom 17. September 
2020 in der Fassung des Änderungstarifvertrages 
1/2021 AGV MOVE EVG vom 7. Oktober 2021

2.6 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 2 - Zugbildung/-
bereitstellung, Verkehrliche Aufgaben SGV - 
verschiedener Unternehmen des DB Konzerns (FGr 2-
TV) vom 17. September 2020 in der Fassung des 
Änderungstarifvertrages 1/2021 AGV MOVE EVG 
vom 7. Oktober 2021

2.7 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 3 - Bahnbetrieb und 
Netze - verschiedener Unternehmen des DB Konzerns 
(FGr 3- TV) vom 17. September 2020 in der Fassung 
des Änderungstarifvertrages 1/2021 AGV MOVE 
EVG vom 7. Oktober 2021

2.8 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 4 - Lokfahrdienst - 
verschiedener Unternehmen des DB Konzerns (FGr 4-
TV) vom 17. September 2020 in der Fassung des 
Änderungstarifvertrages 1/2021 AGV MOVE EVG 
vom 7. Oktober 2021

2.9 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 5 - Bahnservice und 
Vertrieb - verschiedener Unternehmen des DB 
Konzerns (FGr 5-TV) vom 17. September 2020 
geändert durch ZusatzTV für die Tätigkeiten 
Zugbegleitdienst und Bordservices im FGr 5-TV 
(ZusatzTV FGr 5-TV) vom 17. September 2020, 
zuletzt geändert durch Tarifvertrag 1/2021 AGV 
MOVE EVG zur Änderung von Tarifverträgen für 
Arbeitnehmer verschiedener Unternehmen des DB 
Konzerns vom 7. Oktober 2021
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2.10 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Funktionsgruppenspezifischer Tarifvertrag für 
Tätigkeiten der Funktionsgruppe 6 - Allgemeine 
Aufgaben - verschiedener Unternehmen des DB 
Konzerns (FGr 6-TV) vom 17. September 2020 in der 
Fassung des Änderungstarifvertrages 1/2021 AGV 
MOVE EVG vom 7. Oktober 2021

2.11 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und 
Tarifgemeinschaft 
TRANSNET/GDBA (TG) [heute: 
Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)]

Tarifvertrag über die betriebliche Zusatzversorgung 
für die Arbeitnehmer der DB AG (ZVersTV) vom 
21. Dezember 1994, zuletzt geändert am 11. April 
2006,in der Fassung des Änderungstarifvertrages 
ZVersTV 2021 AGV MOVE EVG vom 7. Oktober 
2021

2.12 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Grundsatzregelung zur gemeinsamen Gestaltung der 
Personal-, Sozial- und Tarifpolitik in den 
Unternehmen des DB Konzerns (DemografieTV) vom 
17. September 2020 in der Fassung des 
Änderungstarifvertrages 1/2021 AGV MOVE EVG 
vom 7. Oktober 2021

2.13 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG)

Tarifvertrag zu Grundsätzen der betrieblichen 
Altersvorsorge für die Arbeitnehmer verschiedener 
Unternehmen des DB Konzerns (bAV-TV EVG) vom 
17. September 2020 in der Fassung des 
Änderungstarifvertrages 1/2021 AGV MOVE EVG 
vom 7. Oktober 2021

2.14 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer (GDL)

Bundesrahmentarifvertrag für das Zugpersonal (BuRa-
ZugTV AGV MOVE) vom 24. Februar 2022

2.15 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer (GDL)

Tarifvertrag für Lokomotivführer von 
Schienenverkehrsunternehmen des AGV MOVE 
(LfTV) vom 24. Februar 2022

2.16 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer (GDL)

Tarifvertrag für Zugbegleiter und Bordgastronomen 
von Schienenverkehrsunternehmen (ZubTV) vom 24. 
Februar 2022
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2.17 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV  MOVE) und Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer (GDL)

Tarifvertrag für Lokrangierführer von 
Schienenverkehrsunternehmen des AGV MOVE (Lrf-
TV) vom 24. Februar 2022

2.18 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer (GDL)

Tarifvertrag für Disponenten von 
Schienenverkehrsunternehmen des AGV MOVE 
(DispoTV) vom 24. Februar 2022

2.19 Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverband der Mobilitäts- 
und Verkehrsdienstleister e.V. 
(AGV MOVE) und Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer (GDL)

Tarifvertrag für Nachwuchskräfte verschiedener 
Unternehmen im DB Konzern (NachwuchskräfteTV 
GDL) vom 24. Februar 2022

https://www.tarifregister.nrw.de/tarifinformationen/Repraesentative-Tarifvertraege-im-OePNV
Die Lesefassungen der Tarifverträge finden sich unter:

– GV. NRW. 2023 S. 1052
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